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Beantwortung der Kleinen Anfrage 
des Abgeordneten Vogel und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/1866 - 


Vorbemerkung 

Bei der Vorbereitung eines Fünften Gesetzes zur 
Reform des Strafrechts wird vom Bundesministe- 
rium der Justiz und vom Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit die Problematik 
der Abtreibung geprüft. Die in der Einleitung zur 
Kleinen Anfrage genannten Fragen der sogenannten 
ethischen Indikation und der Häufigkeit illegaler 
Abtreibungen sind nur Teilaspekte dieser umfassen- 
den Problematik. 


1. Uber welche Unterlagen verfügt die Bundes- | 
regierung, aus denen sich erkennen läßt, in wel- 
chem Umfang bislang Fälle der sogenannten 
„ethischen Indikation" bzw. Fälle illegaler Ab- 
treibung in der Bundesrepublik Deutschland zu 
verzeichnen gewesen sind, und welche Tat- 
sachenfeststellungen erlauben diese Unterlagen? 

a) Bei der Untersuchung der Frage, in welchem Um- 
fang in der Bundesrepublik Deutschland illegale ; 
Abtreibungen vorgenommen werden, ist nicht | 
allein auf die Zahl der bei der Polizei bekannt | 
werdenden Abtreibungen (vgl. hierzu die Ant- i 
wort zu Frage 3) abzustellen. Es ist vielmehr 
auch zu berücksichtigen, daß es illegale Ab- 
treibungen gibt, die nicht zur Kenntnis der Straf- 
verfolgungsbehörden kommen. Nach der Natur 
der Sache gibt es für die Häufigkeit dieser Fälle 
keine exakte Berechnungsgrundlage. Deshalb 
kann auch die Gesamtzahl der illegalen Ab- 
treibungen nur grob und ohne Anspruch auf 
volle Zuverlässigkeit geschätzt werden. 

Schätzungen über die Gesamtzahl der illegalen 
Abtreibungen finden sich in verschiedenen 
Arbeiten in der in- und ausländischen wissen- ; 
schaftlichen, zumal medizinischen Literatur. Diese 
wissenschaftlichen Arbeiten werden zur Zeit 
sorgfältig geprüft. Dem Ergebnis dieser Prüfung 
kann nicht vorgegriffen werden. 

Methode und Ergebnisse der medizinischen 
Arbeiten lassen sich wie folgt charakterisieren: 
Die Autoren gehen meist von Beobachtungen 
über die Gesamtzahl der Aborte aus, die in 
einer Klinik mit umfassendem Krankengut fest- 
gestellt werden. Wird von der Gesamtzahl der 
in der Klinik behandelten Aborte der Anteil der 
Spontanaborte und die nicht ins Gewicht fallende 
Zahl der legalen Unterbrechungen abgezogen, so 
ergibt sich die Zahl der in Kliniken behandelten 
illegalen Aborte. Das Ergebnis dieses Rechen- 
vorganges gibt allerdings aus zwei Gründen 
keine eindeutige Auskunft über die wirkliche 
Zahl der Abtreibungen: 

Es bleiben erstens jene (spontanen und künst- 
lichen) Aborte unberücksichtigt, die nicht in 


Kliniken behandelt werden. Ein zweiter Un- 
sicherheitsfaktor liegt darin, daß auch bei den in 
der Klinik behandelten Aborten nicht in allen 
Fällen zwischen spontanen und künstlichen Ab- 
orten unterschieden werden kann. Denn bei den 
heutigen Abtreibungstechniken weisen die 
wegen eines Abortes in Kliniken aufgenomme- 
nen Frauen vielfach keine feststellbaren Spuren 
eines Eingriffes auf. Die Unterscheidung zwi- 
schen spontanen und künstlichen Aborten muß 
sich deswegen in erster Linie auf Befragungen 
der Patientinnen stützen, die nicht immer zuver- 
lässige Angaben machen werden. Eine zweite 
Methode zur Ermittlung des Anteils spontaner 
Aborte besteht darin, daß eine möglichst große 
Gruppe von Frauen mit eindeutigem Wunsch 
nach einem Kind vom Beginn der Schwanger- 
schaft an beobachtet wird; da die hierbei regi- 
strierten Aborte durchweg Spontanaborte sein 
werden, ergeben sich Anhaltspunkte für die 
Häufigkeit von Spontanaborten in bezug auf die 
Gesamtzahl der Schwangerschaften. 

Nach Literaturangaben wird der Anteil der 
Schwangerschaften, die mit einem spontanen 
Abort enden, im In- und Ausland mit Werten 
zwischen 5 und 15 Vo geschätzt (vgl. z. B. Behrens, 
Zentralblatt für Gynäkologie Bd. 86, 1964, 

S. 1436 ff.; Brey, Zentralblatt für Gynäkologie 
Bd. 83, 1961, S. 1560 ff.; Heynemann in Seitz- 
Amreich, Biologie und Pathologie des Weibes, 
2. Aufl., Bd. VIII, 1951, S. 368 ff.; Hörmann, Dtsch. 
Med. Journal 1964, S. 257; „Les Avortements 
en France" in: Population, 21. Jahrg., Paris 1966, 
S. 651 ff.; Treffers, Population Studies XX, Lon- 
don 1967, S. 295 ff.). Zum Teil wird auch das 
Verhältnis von Spontanaborten und Geburten 
angegeben; es wird auf 1:10 (Schnitze, Geburts- 
hilfe und Frauenheilkunde 29, 1969, S. 332 ff.) 
bis 1:6 (in: Population a.a.O.) geschätzt. Das Ver- 
hältnis der in Kliniken beobachteten Aborte 
(Spontanaborte und künstliche Aborte) zu der 
Zahl der gleichzeitig dort festgestellten Geburten 
wird mit 1:4,8 bis 1:7 angegeben (Behrens a.a.O., 
Schultze a.a.O., Treffers a.a.O. und anderes 
Material). 

Mit den Zahlen, die für den Anteil der spon- 
tanen Aborte an der Gesamtzahl der Schwanger- 
schaften sowie für das Verhältnis der Zahl der in 
Kliniken beobachteten Aborte zur Gesamtzahl 
der klinischen Entbindungen angenommen wer- 
den, läßt sich errechnen, wie sich die Zahl der in 
den Kliniken behandelten spontanen Aborte zu 
der Zahl der dort stattfindenden Geburten ver- 
hält. Zieht man die so errechnete Zahl der spon- 
tanen Aborte von der Gesamtzahl der Aborte 
ab, so erhält man die Zahl der in den Kliniken 
beobachteten illegalen Abtreibungen. Die wahre 
Zahl der Abtreibungen bezeichnet das auf diese 
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Weise errechnete Ergebnis jedoch nicht. Es sind 
dabei nämlich diejenigen Aborte außer Betracht 
gelassen worden, die nicht zur Kenntnis der 
Kliniken kommen. Die Schätzungen darüber, wie 
groß die Hospitalisierungsfrequenz bei den Ab- 
orten ist, gehen weit auseinander. Von einem 
Teil der Autoren wird die Ansicht vertreten, daß 
Aborte zu Beginn der Schwangerschaft vielfach 
komplikationsfrei verliefen und sich deswegen 
klinischer Beobachtung weitgehend entzögen. So 
wird in Dänemark mit einer Hospitalisierungs- 
frequenz von 50®/o, höchstens 70 Vo gerechnet 
(Betaenkning Nr. 522 om Adgang til Svanger- 
skabsafbrydelse, Kopenhagen 1969, S. 40 f.). 
Manche Wissenschaftler vermuten, daß nur 20 
bis 30 Vo der Frauen in einem Abortfall Kliniken 
aufsuchen. Dagegen nehmen andere Autoren, 
z. B. Schultze a.a.O., an, daß bei weitem die- 
jenigen Fälle überwögen, in denen der Abort 
außerhalb der Kliniken eingeleitet, anschließend 
jedoch dort behandelt werde. 

Angesichts dieser divergierenden Schätzungen | 
über die Hospitalisierungsfrequenz weichen die ! 
in der wissenschaftlichen Literatur geäußerten 
Vermutungen über die Zahl der illegalen Ab- | 
treibungen stark voneinander ab. Diese Ab- 
weichungen zeigen, wie problematisch solche 
Schätzungen überhaupt sind. Aus der Vielzahl 
der Schätzungen werden im folgenden einige 
A^ngaben zitiert j dabei ist vorauszuschicken, daß 1 
die Zahl der Lebendgeburten in der Bundesrepu- i 
blik im Jahre 1970 810 000, im Jahre 1969 
903 458, im Jahre 1968 969 825 und im Jahre 1967 | 
1 019 459 betragen hat. i 

Schultze, Bremerhaven, nimmt in seiner Arbeit 
aus dem Jahre 1969 (a.a.O.) an, daß auf vier 
Geburten ein Abort falle und daß jeder zweite 
Abort kriminell sei. Dabei schätzt er das Ver- 
hältnis von Geburten zu Aborten in Großstädten 
auf 3:1, in kleineren Wohneinheiten auf 6:1. Eine 
niederländische Untersuchung aus dem Jahre 
1967 (Treffers a.a.O.) beziffert das Verhältnis von 
Geburten zu Abtreibungen mit 5:1. Die amtliche 
dänische Denkschrift von 1969 rechnet mit einem 
jährlichen Maximum von 15 600 Abtreibungen 
bei 81 000 Geburten und einem Minimum von 
5000 bis 6000 Abtreibungen; das Maximum wird 
als der wahrscheinlichere Wert bezeichnet (Be- 
taenkning Nr. 522 om Adgang til Svanger- 
skabsafbrydelse, S. 41). Für Frankreich wurde 
die jährliche Zahl der illegalen Abtreibungen auf 
höchstens 250 000 bei 814 000 Geburten (1963) 
geschätzt (Population, 21. Jahrg., 166, S. 659). 
Für Kalifornien ist das Verhältnis zu den Ge- 
burten mit 1 :3,7 angegeben worden (Parrish Fox, 
American Journal of Obstetrics and Gynecology, i 
Bd. 98, 1967, S. 256 ff.). 

Hofmann (Med. Klinik 1961, S. 281 ff.) und j 
Schinke (Untersuchungen über die Häufigkeit | 
krimineller Aborte, Med. Dissertation, Gießen I 
1964) nehmen für das Material der Gießener 
Universitätsfrauenklinik an, daß von den über 
3000 behandelten Aborten 39 Vo mit weitgehen- 
der Sicherheit, weitere 27 % wahrscheinlich und 


zusätzlich 31 Vo möglicherweise kriminelle Ab- 
orte seien; die nicht hospitalisierten Fälle blei- 
ben dabei unberücksichtigt. 

In der Literatur werden auch höhere Zahlen 
geschätzt. So ist ein Verhältnis von einer Ab- 
treibung auf eine Geburt genannt worden (u. a. 
Harmsen in: „Internationale Abortsituation, Ab- 
ortbekämpfung, Antikonzeption", hg. von K. H. 
Mehlan, 1964, S. 130). Kepp berichtete auf einer 
Ärztetagung im Jahre 1967, daß die Zahl der 
kriminellen Fehlgeburten in der Bundesrepublik 
auf 1 000 000 im Jahr oder sogar noch höher 
geschätzt werde; er fügte allerdings hinzu, daß 
wirklich exakte Zahlenangaben nicht möglich 
seien (Familienplanung, hg. von Kepp und 
Koester, 1968, S. 29). Für Hamburg ist im Jahre 
1953 das Verhältnis der Geburten zu den Fehl- 
geburten sogar auf 1:3 geschätzt worden (zitiert 
bei Harmsen a.a.O. S. 47) ; diese Schätzung würde 
selbst nach Abzug eines hohen Anteils von spon- 
tanen Aborten immer noch zu einem Wert von 
1:2 bis 1:1 für das Verhältnis von Geburten zu 
Abtreibungen führen. Nun besteht allerdings 
Einigkeit darüber, daß die Verhältnisse in einer 
Millionenstadt (zu älteren Schätzungen für 
Berlin vgl. Heynemann a.a.O.) nicht verallge- 
meinert werden dürfen. Übereinstimmend wird 
aus Kliniken ferner berichtet, daß die Zahl der 
dort behandelten illegalen Aborte in den ver- 
gangenen fünfzehn Jahren erheblich zurückge- 
gangen sein dürfte. Doch ist noch im Oktober 
1969 bei einer Bundesarbeitstagung der „Pro 
Familia" - Deutsche Gesellschaft für Familien- 
planung e. V. - mitgeteilt worden, daß die Zahl 
der Abtreibungen auf jährlich 400 000 bis 500 000 
geschätzt werde, während sie fünf Jahre vorher 
1,2 Millionen betragen habe (FAZ vom 24. Ok- 
tober 1969). Eine Ursache für den Rückgang 
dürfte in dem zunehmenden Gebrauch von Ovu- 
lationshemmern liegen. 

In der nichtmedizinischen Literatur wird berich- 
tet, daß die jährliche Zahl der Abtreibungen auf 
500 000 bis 2 500 000 geschätzt werde (Hanack in: 
Evangelisches Staatslexikon, hg. v. H. Kunst und 
S. Grundmann, 1966, Spalte 1440) und daß das 
Verhältnis der Abtreibungen zu den Geburten 
mit 1:1 angegeben werde (Brockhaus Enzy- 
klopädie, 17. Aufl., Bd. I, 1966, S. 76). Der 
Alternativ-Entwurf eines Strafgesetzbuches (Be- 
sonderer Teil, Straftaten gegen die Person, Erster 
Halbband, 1970) hält die Annahme für gerecht- 
fertigt, daß die Zahl der illegalen Aborte „min- 
destens ein Drittel" der Geburten beträgt, wenn 
sie nicht gar die Zahl der Geburten übersteigt 
(S. 25). Demgegenüber hält es Schub nell für 
wahrscheinlich, daß die jährliche Zahl der Ab- 
treibungen in der Bundesrepublik 400 000 nicht 
übersteigt; nach seiner Ansicht spricht vieles 
dafür, daß sie niedriger ist (FAZ vom 14. April 
1970). 

Die vorstehend erwähnten Angaben in der Lite- 
ratur können zusammengefaßt folgendermaßen 
charakterisiert werden: Die Schätzungen über 
die Häufigkeit der illegalen Abtreibungen diver- 
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gieren stark. Das gilt auch für die Angaben in | 
der medizinischen Literatur. Überwiegend wer- ' 
den in der medizinischen Literatur Zahlen in der 
Größenordnung von Hunderttausenden geschätzt. 
Die in der nichtmedizinischen Literatur genann- i 
ten Zahlen liegen zum Teil erheblich über den i 
von medizinischen Wissenschaftlern angegebe- ; 
nen Schätzwerten. 

b) über die Zahl der Fälle, in denen eine bei einem 
Notzuchts verbrechen verursachte Schwanger- 
schaft unterbrochen worden ist, gibt es kein 
statistisches Material. Es kann vermutet werden, 
daß in einzelnen Fällen, in denen der Schwanger- 
schaftsabbruch aus medizinischer Indikation 
wegen Suizidgefahr oder wegen depressiver 
Reaktionen genehmigt worden ist, die Schwan- 
gerschaft durch eine Vergewaltigung herbeige- 
führt worden ist. Dies wird insbesondere für die 
ersten Jahre nach 1945 angenommen werden 
können. Damals war der Anteil wegen Suizid- 
gefahr und wegen depressiver Reaktionen ge- 
nehmigter Schwangerschaftsunterbrechungen ver- 
hältnismäßig hoch (vgl. Harmsen a.a.O., S. 43). In 
den ersten Nachkriegsjahren ist die Unter- 
brechung aufgezwungener Schwangerschaften 
zum Teil auch genehmigt worden, ohne daß die 
Voraussetzungen für die medizinische Indikation 
ausdrücklich festgestellt wurden. Das gilt nicht 
nur für die Sowjetische Besatzungszone, wo die 
ethische Indikation vor 1950 gesetzlich aner- 
kannt war. Auch in Berlin (West), Bremen und 
den Ländern im Bereich des heutigen Landes 
Baden-Württemberg sind in den ersten Nach- 
kriegsjahren Schwangerschaftsunterbrechungen 
aus ethischer Indikation in nicht unerheblicher 
Zahl (wahrscheinlich mindestens insgesamt 400) 
mit Wissen der Behörden vorgenommen worden. 
Wegen der Häufigkeit der Schwangerschaften 
auf Grund eines Notzuchtsverbrechens ist im 
übrigen auf die Antwort zu Frage 2 zu ver- 
weisen. 


2. Wie viele Fälle der sogenannten „ethischen In- 
dikation" sind in den letzten 20 Jahren, nach 
Jahren getrennt auf geführt, bekanntgeworden? 
Wie viele Fälle, in denen eine Schwanger- 
schaft als Folge einer Vergewaltigung einge- 
treten ist, sind in den letzten 20 Jahren, nach 
Jahren getrennt, bekanntgeworden? 

Für die Jahre seit 1952 liegen der Bundesregierung 
keine statistischen Angaben über die Häufigkeit der 
Fälle vor, in denen eine Schwangerschaft auf ein 
Notzuchtsverbrechen zurückzuführen war. Berichte 
über vereinzelte Fälle, die dem Bundesministerium 
der Justiz bekannt geworden sind, haben nicht in 
allen Fällen einer Nachprüfung standgehalten. Aus 
mündlichen Mitteilungen von Ärzten in Kliniken 
und in Gesundheitsverwaltungen sowie von Polizei- 
beamten ergibt sich, daß Schwangerschaften, die auf 
Notzuchtsverbrechen beruhen, zur Zeit außerordent- 
lich selten bekannt werden. Daraus darf allerdings 
nicht die Folgerung gezogen werden, daß das Pro- 


blem der sogenannten ethischen Indikation völlig 
ohne praktische Bedeutung ist. Es muß damit ge- 
rechnet werden, daß manche betroffenen Frauen 
die durch eine Vergewaltigung herbeigeführte 
Schwangerschaft nicht den Behörden oder Kliniken 
zur Kenntnis bringen. Ferner ist daran zu erinnern, 
daß die Zahl der bei der Polizei gemeldeten Not- 
zuchtsfälle im Jahre 1969 insgesamt 6766 betragen 
hat; hierin sind allerdings auch die Versuchsfälle 
enthalten. 


3. Wie viele Fälle illegaler Abtreibung sind in 
den letzten 20 Jahren, nach Jahren getrennt auf- 
geführt, bekanntgeworden? 

Nach der polizeilichen Kriminalstatistik sind seit 
1953 in folgender Anzahl Abtreibungshandlungen 
bei der Polizei bekannt geworden: 


1953 

6555 

1954 

5664 

1955 

5971 

1956 

5400 

1957 

4772 

1958 

4521 

1959 

4537 

1960 

4195 

1961 

3842 

1962 

2842 

1963 

2784 

1964 

2388 

1965 

2165 

1966 

1773 

1967 

2369 

1968 

1687 

1969 

1005. 


Für die Zeit vor 1953 liegt keine bundeseinheitliche 
Polizeistatistik vor; die Angaben für das Jahr 1970 
stehen noch nicht zur Verfügung. Der Anstieg 1967 
erklärt sich durch die Beschlagnahme einer Kartei in 
einem Bundesland; in dieser Kartei waren vorge- 
nommene Abtreibungen notiert. 


4. Wie groß ist die sogenannte Dunkelziffer anzu- 
setzen, und über welche Unterlagen verfügt die 
Bundesregierung zur Beantwortung dieser 
Frage? 

Die Dunkelziffer ergibt sich, wenn von der geschätz- 
ten Gesamtzahl der illegalen Schwangerschafts- 
unterbrechungen (vgl. Antwort zu Frage 1) die Zahl 
der bekanntgewordenen illegalen Abtreibungen 
(vgl. Antwort zu Frage 3) abgezogen wird. Eine 
detaillierte Angabe für die letzten zwanzig Jahre 
ist nicht möglich, weil für die Gesamtzahl der ille- 
galen Schwangerschaftsunterbrechungen, wie in der 
Antwort zu Frage 1 ausgeführt, nur grobe, unter- 
einander divergierende und nicht nach Jahren auf- 
gegliederte Schätzungen vorliegen. Aus einzelnen 
Kliniken ist bekannt, daß die Zahl der dort behan- 
delten Aborte seit 1949 erheblich zurückgegangen 
ist (vgl. u. a. Schnitze, Geburtshilfe und Frauenheil- 
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künde, Bd. 29, 1969, S. 333 und Archiv für Gynä- 
kologie, Bd. 207, 1969, S. 27). Da die Häufigkeit der 
spontanen Aborte vermutlich annähernd gleichge- 
blieben ist, liegt die Annahme nahe, daß der Rück- 
gang der klinisch behandelten Aborte auf eine Ab- 
nahme der illegalen Aborte zurückzuführen ist. Es 
kann andererseits nicht ausgeschlossen werden, daß 
die Zahl der außerhalb der Kliniken behandelten 
Aborte groß ist oder sogar zugenommen hat (vgl. 
auch die Antwort zu Frage 1); in diesem Zusammen- 
hang könnten neuere Methoden der Abortbehand- 
lung von Bedeutung sein. 


5. über welche Unterlagen verfügt die Bundes- 
regierung zur Beurteilung der Frage, in welchem 
Umfang Abtreibungen von Personen vorgenom- 
men werden, die dafür nicht einmal die ausbil- 
dungsmäßigen Voraussetzungen besitzen, und 
welche Tatsachenfeststellungen erlauben diese 
Unterlagen? 


Die Bundesregierung besitzt keine Unterlagen zur 
Beurteilung der Frage, in welchem Umfang Abtrei- 
bungen von Personen vorgenommen werden, die 
dafür nicht die ausbildungsmäßigen Voraussetzun- 
gen besitzen. Verschiedene Klinikärzte erklären, sie 
hätten den Eindruck, daß sich gegenüber früheren 
Verhältnissen eine deutliche Verschiebung voll- 
zogen habe: Illegale Abtreibungen würden heute 
überwiegend von Personen ausgeführt, die den Ein- 
griff technisch beherrschten. 


6. über welche Unterlagen verfügt die Bundes- 
regierung zur Beurteilung der Frage, in wel- 
chem Umfang eine unsachgemäße Abtötung der 
Leibesfrucht den Tod oder schwere gesundheit- 
liche Schädigungen der betroffenen Frauen zur 
Folge gehabt hat, und welche Tatsachenfest- 
stellungen erlauben diese Unterlagen? 

a) Im Jahre 1967 sind in der Bundesrepublik 
Deutschland 42 Todesfälle mit der Todesursache 
„Fehlgeburt mit Sepsis" registriert worden. Es 
kann angenommen werden, daß ein Teil dieser 
Todesfälle mit illegalen Schwangerschaftsunter- 
brechungen im Zusammenhang steht. Anderer- 
seits muß vermutet werden, daß im gleichen 
Zeitraum Todesfälle aufgrund illegaler Schwan- 
gerschaftsunterbrechungen vorgekommen sind, 
die nicht in der genannten Zahl enthalten sind. 
Das kann für einzelne Todesfälle gelten, die mit 
der Todesursache „Komplikationen in der 
Schwangerschaft" (1967: insgesamt 115 Fälle) 
registriert worden sind. Bei der Beurteilung die- 
ser Zahlen ist jedoch zu berücksichtigen, daß we- 
gen der besonderen Umstände bei Todesfällen, 
die auf einer illegalen Abtreibung beruhen, der 
Zusammenhang mit der Schwangerschaft ver- 
hältnismäßig häufig nicht erkannt oder erwähnt 
werden dürfte. Aus diesen Gründen geben die 
genannten Zahlen keine Anhaltspunkte für die 
wirkliche Höhe der Zahl der Todesfälle als Folge 
solcher Eingriffe. 


Die in der öffentlichen Diskussion gelegentlich 
genannte Zahl von jährlich 15 000 Todesfällen 
als Folge illegaler Schwangerschaftsunterbre- 
chungen ist schon deswegen unrichtig, weil die 
Gesamtzahl der im Alter von 15 bis 45 Jahren 
gestorbenen Frauen (sämtliche Todesursachen) 
im Jahre 1967 nur 12 957 betragen hat. 

Präzise Zahlenangaben über Todesfälle bei ille- 
galen Abtreibungen sind mithin nicht möglich. 
Die in der breiten Öffentlichkeit vielfach dis- 
kutierten Zahlen haben keine gesicherte Grund- 
lage. Meist sind sie rein rechnerisch gefunden 
worden. Dabei werden die in der wissenschaft- 
lichen Literatur enthaltenen Hinweise auf die 
Mortalität bei Schwangerschaftsunterbrechun- 
gen, die meist mit einem Prozentsatz der be- 
obachteten Fälle angegeben wird, und eine an- 
genommene Gesamtzahl illegaler Schwanger- 
schaftsunterbrechungen miteinander in Bezie- 
hung gesetzt. Ein solches Verfahren ist aus meh- 
reren Gründen fehlerhaft: Zunächst ist, wie in 
der Beantwortung zu Frage 1 dargelegt, die Aus- 
gangszahl der gesamten illegalen Schwanger- 
schaftsunterbrechungen nicht zuverlässig be- 
kannt. Ferner wird übersehen, daß sich die wis- 
senschaftlichen Angaben über den prozentualen 
Anteil tödlich verlaufender Fälle durchweg auf 
legale Schwangerschaftsunterbrechungen bezie- 
hen. Die Verhältnisse bei den legalen Unter- 
brechungen können mit denen bei illegalen Ab- 
treibungen nicht gleichgesetzt werden. 

b) Auch für die Fälle, in denen Frauen wegen einer 
unsachgemäß ausgeführten Abtreibung schwere 
Gesundheitsschädigungen davongetragen haben, 
gibt es kein zuverlässiges Zahlenmaterial. Die 
in der öffentlichen Diskussion genannten Schät- 
zungen, die von der Komplikationshäufigkeit 
bei legalen Unterbrechungen ausgehen, sind aus 
denselben Gründen wie die Schätzungen über 
die Mortalität nicht verwertbar. 


7. Wie ist in den Fällen, die Gegenstand der Fra- 
j gen 4 bis 6 sind, die Entwicklung in den letzten 

! 20 Jahren, nach Jahren getrennt, gewesen? 

Wegen des Fehlens gesicherten Zahlenmaterials ist 
eine Aufgliederung nach Jahren nicht möglich. Hin- 
weise auf die zum Teil angenommenen Entwick- 
lungslinien finden sich in den Antworten zu den 
Fragen 4 und 5. 


Vorbemerkungen zu den Fragen 8 und 9: 

Eine vollständige Auswertung des ausländischen 
i Materials war während der für die Beantwortung 
der Kleinen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit 
I nicht möglich; insbesondere konnten während die- 
ser Zeit keine Auskünfte der Auslandsvertretungen 
der Bundesrepublik eingeholt werden. 

I Die Schwangerschaftsunterbrechung aus medizini- 
I scher Indikation ist praktisch in allen Ländern der 


5 



Drucksache VI/ 20 25 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Welt möglich. Als Länder, in denen die Abtreibung 
„teilweise legalisiert" ist, werden infolgedessen nur 
Staaten angesehen, in denen Schwangerschafts- 
unterbrechungen auch aus anderen als medizini- 
schen Gründen gestattet sind. Deswegen werden 
Länder, in denen das Gesetz oder die Rechtspre- 
chung nur die medizinische Indikation anerkennen 
(z. B. Niederlande, Belgien, Luxemburg, Frankreich, j 
Schweiz, Österreich, Italien), nicht behandelt. Die- 
jenigen Länder, in denen neben der medizinischen 
Indikation nur die ethische Indikation anerkannt ist 
(Griechenland, Mexiko und vier südamerikanische 
Staaten), bleiben im folgenden ebenfalls unberück- 
sichtigt; von dort liegen keine Berichte über die 
praktische Handhabung dieser Indikation vor. 


8. über welche Erfahrungen verfügen die Länder, 
in denen die Abtreibung teilweise legalisiert 
worden ist? Gibt es Unterlagen darüber, daß in 
diesen Ländern die Zahl der Abtreibungen ins- 
gesamt zugenommen hat? In weichem Umfang 
werden in diesen Ländern weiterhin Abtreibun- 
gen illegal und insbesondere von Personen vor- 
genommen, die dafür nicht einmal die ausbil- 
dungsmäßigen Voraussetzungen besitzen? 

In der wissenschaftlichen Literatur wird eingehend 
über die Erfahrungen in Ost- und Südosteuropa be- 
richtet. U. a ist auf folgende Veröffentlichungen hin- 
zuweisen: 

Abtreibung und Schwangerschaftsunterbrechung 
in den osteuropäischen Ländern, Studien des In- 
stituts für Ostrecht, Band 4, 1962; 

Beric: Der gegenwärtige Stand der Aborts- 
bekämpfung und Familienplanung in der SFR 
Jugoslawien; Zentralblatt für Gynäkologie 1969, 
S. 581; 

Betaenkning om Adgang til Svangerskabsafbry- 
delse (zitiert als „dänische Denkschrift"), Kopen- 
hagen 1969; 

Internationale Abortsituation, Abortbekämpfung, 
Antikonzeption; Tagungsberichte der Internatio- 
nalen Arbeitstagung über Abortprobleme und 
Abortbekämpfung 1960, hg. von K, H. Mehlan, 
1964; 

Klinger (Statistisches Zentralamt für Budapest) : 
Consequences of the legalization of induced 
abortion in Eastern Europe; 

Therapeutische Rundschau, Band 27 (1970), S. 681; 

Potts: Legal Abortion in Eastern Europe. The 
Eugenics Review, Bd. 59 (1967), S. 232. 

Hinweise auf die Verhältnisse in aller Welt finden 
sich ferner u. a. bei Simson-Geerds, Straftaten gegen 
die Person und Sittlichkeitsdelikte in rechtsverglei- 
chender Sicht (1969), bei Harmsen in: Gesundheits- 
fürsorge, Bd. 17 (1967), S. 174, bei Heiss: Die 
Abortsituation in Europa und in außereuropäischen 
Ländern (1967) und bei v. Rohden in: Ärztliche Mit- 
teilungen, Bd. 60 (1963), S. 831, 893, 903. Die bei- 


den letzteren Veröffentlichungen befinden sich nicht 
auf dem neuesten Stand. Zur Abrundung des Bildes 
wird im folgenden auch auf die Geburtenzahlen hin- 
gewiesen; der Frage, ob und wieweit Abtreibungs- 
und Geburtenzahlen in den einzelnen Ländern in 
einem Zusammenhang stehen, kann hier nicht im 
einzelnen nachgegangen werden. 

Für die einzelnen Länder sind folgende Informa- 
tionen aus der Literatur hervorzuheben; 


1. Ost- und Südosteuropa 

a) Polen 

Die Zahl der legalen Unterbrechungen betrug 1950: 
1400. Sie hat sich danach wie folgt entwickelt: 1959: 
79000, 1960: 158 000, 1962: 199400. Seit 1964 geht 
sie zurück (1966: 156 700; 1968: 121 700). Nach einem 
polnischen Zeitungsbericht (zitiert in „Abtreibung 
und Schwangerschaftsunterbrechung in den osteuro- 
päischen Ländern" S. 89) wurde 1960 angenommen, 
daß die Zahl der illegalen Abtreibungen seit 1956 
beträchtlich abgenommen habe, jedoch noch immer 
jährlich 80 000 betrage. Nach einer anderen Mittei- 
lung hat die Gesamtzahl der legalen, illegalen und 
spontanen Aborte 1962: 272 000, 1965 dagegen nur 
234 000 betragen (dänische Denkschrift S. 26). Die 
Zahl der in Krankenhäusern registrierten Todes- 
fälle infolge eines Aborts sank von 76 im Jahre 
1956 auf jährlich 26 in den Jahren 1959, 1965 (Inter- 
nationale Abortsituation S. 95, Klinger, S. 690), Die 
Zahl der Geburten je 1000 Einwohner ist von 29,1 
im Jahre 1955 auf 16,3 im Jahre 1968 gesunken; auf 
100 Geburten kamen 1962: 33 und 1968: 23 legale 
Schwangerschaftsunterbrechungen. 

b) Tschechoslowakei 

Die Zahl der legalen Schwangerschaftsunterbrechun- 
gen betrug 1956: 3117. Nach der Rechtsänderung des 
Jahres 1957 stieg sie auf 61 418 im Jahre 1958 und 
94 300 im Jahre 1961. Sodann sank sie zeitweilig 
unter dem Einfluß einer Verordnung von 1962 (vgl. 
die Antwort zu Frage 9) ab (1964: 70 700). Seit 1965 
ist sie wieder gestiegen (1965: 79 600; 1968: 99 900). 
Die Zahl der illegalen Aborte, die in der Vorkriegs- 
zeit jährlich 300 000 betragen haben soll, wurde für 
das Jahr 1957 mit 15 bis 25 000, zum Teil auch mit 
100 bis 300 000 angegeben (Klinger, S. 682). Für 
1960 wurde sie dagegen auf 10 000 geschätzt (Inter- 
nationale Abortsituation, S. 108, 111). Nach einem 
Bericht aus dem Jahre 1965 (Cernoch, zitiert nach 
Potts, S. 241) hat das neue tschechoslowakische 
Recht die Zahl der illegalen Aborte um 65 Vo bis 
j 80 Vo sinken lassen; auch die Zahl von jährlich 5000 
I illegalen Abtreibungen wird genannt (Simson- 
Geerds, S. 103 unter Hinweis auf Angaben eines 
amtlichen tschechischen Forschungsinstituts), Todes- 
fälle infolge von Aborten (außer von legalen Abor- 
ten) sind von 44 im Jahre 1953 auf 14 im Jahre 
1963 zurückgegangen (Potts, S. 241). Im Jahre 1960 
wurde von einem tschechischen Wissenschaftler 
(Vojta) die Ansicht vertreten, daß die Zahl der 
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durch nicht qualifizierte Abtreiber verursachten kri- 
minellen Aborte gesunken sei (Internationale Ab- 
ortsituation, S. 111). Die Zahl der Geburten je 1000 
Einwohner sank von 19,8 im Jahre 1956 auf 15,1 im 
Jahre 1968, Auf 100 Geburten kamen 1968 47 legale 
Schwangerschaftsunterbrechungen. 

c) Ungarn 

Die Zahl der legalen Unterbrechungen betrug 1955: 
35 400. Nach der Rechts änderung des Jahres 1956 
stieg sie auf 123 300 im Jahre 1957 und 170 000 im 
Jahre 1961. Nachdem sie 1962 auf 163 700 zurück- 
gegangen war, stieg sie erneut an; 1968 betrug sie 
200 800. Die Zahl der illegalen Abtreibungen wurde 
Jür 1950 auf 100 000 und für 1958 auf 110 000 ge- 
schätzt (Internationale Abortsituation, S. 119). Da- 
gegen zitiert die dänische Denkschrift (S. 27) eine 
Schätzung des Statistischen Zentralbüros in Buda- 
pest, wonach die Zahl der illegalen Abtreibungen 
neuerdings jährlich 10 000 betragen soll, wozu aller- 
dings noch die als spontan registrierten, in Wahr- 
heit aber illegalen Aborte hinzukämen. Die Zahl 
aller in Kliniken behandelten Aborte abzüglich der 
legalen Aborte ist nach der Rechtsänderung von 4,4 
auf 3,4 je 1000 Einwohner zurückgegangen (Potts, 
S. 240). Als Grund für die verbleibenden illegalen 
Unterbrechungen wird angegeben, daß manche 
Frauen ihre Schwangerschaft geheimhalten wollen 
(Internationale Abortsituation, S. 120). Insgesamt 
gilt die Schwangerschaftsunterbrechung als eines 
der Hauptmittel der Geburtenkontrolle (Klinger, 
S. 690). Die Behörden bemühen sich, die Schwanger- 
schaftsunterbrechungen wegen ihrer gesundheits- 
schädlichen Wirkungen durch Information über 
moderne Kontrazeptionsmethoden zurückzudrängen 
(Klinger a.a.O.). Hinsichtlich der Häufigkeit der lega- 
len Schwangerschaftsunterbrechungen steht Ungarn 
- dies gilt seit der Änderung der Verhältnisse in 
Rumänien - in Osteuropa an erster Stelle. Nach 
Schätzungen (Klinger, S. 689) haben 58 Vo der unga- 
rischen Frauen im gebärfähigen Alter eine Unter- 
brechung erlebt; bei der Altersgruppe zwischen 40 
und 44 Lebensjahren soll dieser Anteil 73 Vo be- 
tragen. Bei den Frauen, die sich einer Schwanger- 
schaftsunterbrechung unterziehen, ist der Eingriff 
im Durchschnitt l,8mal vorgenommen worden (Klin- 
ger a.a.O.). Die Zahl der Geburten je 100 Einwohner 
betrug im Jahre 1956; 21,4. Sie erreichte 1962 mit 
12,9 einen Tiefstand. 1968 betrug sie 15,1. Seit 1959 
hat die Zahl der legalen Unterbrechungen die Zahl 
der Geburten stets überschritten. 

Die Sterblichkeit bei Aborten insgesamt ist in den 
letzten 20 Jahren ständig zurückgegangen (1956: 
86 Todesfälle; 1968: 19 Todesfälle; vgl. Klinger 
S. 691). In diesen Zahlen waren 1958: 7 und in den 
Jahren 1967 und 1968 je 2 Todesfälle auf Grund 
einer legalen Unterbrechung enthalten (Klinger 
a.a.O.). In der Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg sol- 
len jährlich 200 bis 300 Frauen an Abortfolgen ge- 
storben sein (Klinger, S. 690). Angaben darüber, in 
welcher Beziehung diese Verbesserung der Verhält- 
nisse mit den illegalen Aborten und der Art ihrer 
Durchführung steht, liegen nicht vor. 


d) Sowjetunion 

Eine amtliche Statistik über die legalen Schwan- 
gerschaftsunterbrechungen ist nicht bekannt. Nach 
Veröffentlichungen aus Ungarn und der DDR (Klin- 
ger, S. 684; Mehlan in: World Med. Journ 13, 1966, 
Heft 3) entspricht die Zahl der legalen Unter- 
brechungen vermutlich ungefähr der Zahl der Ge- 
burten (ca. 4 000 000 bis 6 000 000 jährlich. Es ist 
auch von einer abnehmenden Tendenz seit 1965 die 
Rede (Klinger a.a.O.). Angaben über illegale Aborte 
fehlen. 


e) Jugoslawien 

Nachdem eine gewisse Lockerung des Abtreibungs- 
verbots schon 1951 eingetreten war, stieg die Zahl 
der legalen Unterbrechungen an; in Serbien ent- 
fielen schon 1954 auf 54 328 Lebendgeburten 23 509 
legale Unterbrechungen. Nach dem Inkrafttreten der 
Verordnung von 1960 wuchs die Zahl weiter (in 
Jugoslawien 1961: 104 700; 1964: 150 000; 1967: ca. 
210 000; vgl. Klinger, S. 683). Es wird angenommen, 
daß nicht alle legalen Aborte registriert werden 
(dänische Denkschrift, S. 177). Die jugoslawischen 
Behörden nehmen an, daß die Zahl der illegalen 
Aborte seit 1960 stark gefallen ist (Beric a.a.O.; dä- 
nische Denkschrift S. 178). Dies wird u. a. damit be- 
legt, daß Todesfälle und andere Komplikationen bei 
Frauen, die in Krankenhäusern wegen eines Ab- 
orts behandelt werden, wesentlich seltener gewor- 
den sind und die Gesamtzahl der behandelten Ab- 
orte abzüglich der legalen Unterbrechungen zurück- 
gegangen ist (dänische Denkschrift, S. 178). Wäh- 
rend noch 1960 angenommen worden war, daß die 
Zahl der unerlaubten Abtreibungen konstant bleibe 
(Internationale Abortsituation, S. 77 f.), wird nun- 
mehr in Jugoslawien die Ansicht vertreten, daß sich 
das neue Recht nacheinander in folgende Phasen 
auswirke (Beric): 

1. Zunahme der illegalen Aborte; 

2. Zunahme der legalen bei Konstanz der illegalen 
Aborte; 

3. mehr legale als illegale Aborte; Abnahme der 
illegalen Aborte und der Gesamtzahl legaler 
und illegaler Aborte; 

4. Rückgang auch der legalen Aborte zugunsten 
der Antikonzeption. 

Nach Beric befindet sich Jugoslawien in der Phase 2, 
in einigen Landesteilen auch in der Phase 3; in 
Slowenien und Teilen Serbiens soll die Zahl der 
legalen Aborte rückläufig sein. 

Die Zahl der Geburten auf 1000 Einwohner betrug 
1955: 26,8, 1961: 22,7 und 1968: 18,9. Im Jahre 1967 
kamen auf 100 Geburten 54 legale Unterbrechungen 
(Klinger, S. 684). In einzelnen Landesteilen weichen 
die Verhältnisse vom Durchschnitt ab; in Belgrad 
sollen 1965 auf 100 Geburten 272 legale Unter- 
brechungen gekommen sein (dänische Denkschrift, 

5. 178). 
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f) Rumänien 

Nach der Freigabe der Abtreibung im Jahre 1957 
ist die Zahl der legalen Aborte auf 220 000 im Jahre 
1959 angestiegen. Nach einer Erklärung des rumä- 
nischen Gesundheitsministeriums sollen 1965 
1 115 000 legale Unterbrechungen vorgenommen 
worden sein, was einem Verhältnis von vier Unter- 
brechungen je Geburt entspricht (Klinger, S. 683). 
In Bukarest wurde 1961 angenommen, daß die 
Frauen, die sich dem Eingriff unterziehen, durch- 
schnittlich 3,9 Unterbrechungen durchgemacht hat- 
ten (dänische Denkschrift, S. 184). Uber die Zahl 
und Formen der illegalen Abtreibungen während 
der Freigabeperiode fehlen Informationen. Die Zahl 
der Todesfälle in Verbindung mit hospitalisierten 
Aborten betrug in der größten Bukarester Frauen- 
Klinik vor der Freigabe jährlich 12 bis 15, danach bis 
zum Jahre 1967 Null (dänische Denkschrift, S. 184). 
Jedoch wurde das restriktive Gesetz von 1966 damit 
begründet, daß die legalen Unterbrechungen viel- 
fach zu Gesundheitsschäden, u. a. zu Sterilität und 
Frühgeburten bei späteren Schwangerschaften führ- 
ten (dänische Denkschrift, S. 184 f.). In den ersten 
zehn Monaten nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
von 1966 wurden 35 000 legale Unterbrechungen 
registriert, davon 60 ®/o wegen der sogenannten 
Vierkinderindikation (vgl. die Antwort zu Frage 9) 
und 27 ®/o wegen medizinischer Indikation (dänische 
Denkschrift, S. 187). Während der gleichen Zeit wur- 
den 351 illegale Aborte gemeldet; doch wird ein 
Teil der gleichzeitig registrierten 104 000 Spontan- 
aborte auf einem illegalen Eingriff beruht haben 
(dänische Denkschrift, S. 186 f.). Die Geburtenzahl 
je 1000 Einwohner betrug 1955: 25,6. Sie sank bis 
1966 (14,3) und stieg dann plötzlich an (1967: 27,1; 
1968: 26,3). 

g) Bulgarien 

1955 wurden 1100, 1957 dagegen 30 900 legale Un- 
terbrechungen registriert. Diese Zahl stieg bis 1966 
ständig an; sie betrug damals 101 400 (76 je 100 Ge- 
burten). 1968 betrug die Zahl der Unterbrechungen 
85 200 (Klinger, S. 683). In Bulgarien wurde 1960 
angenommen, daß sich in den ersten beiden Jahren 
nach der Freigabe (1957/58) die bis dahin hohe Zahl 
der kriminellen Aborte um die Hälfte verringert 
habe; dies wurde aus dem Rückgang der behandel- 
ten Abortkomplikationen geschlossen (Internatio- 
nale Abortsituation, S. 29). Die Geburtenzahl je 1000 
Einwohner ist von 19,5 im Jahre 1956 auf 14,9 im 
Jahre 1966 zurückgegangen. 1968 betrug sie 17. Die 
Auswirkungen der restriktiven Rechtsreform von 
1968 sind noch nicht bekannt. 


2. Skandinavien 

Angaben über die Situation in Skandinavien finden 
sich u. a. in der erwähnten dänischen Denkschrift, in 
dem zitierten Buch von Simson-Geerds sowie bei 
Simson, „Die legale Schwangerschaftsunterbrechung 
in Schweden und ihre Praxis" in: Sexualität und 
Verbrechen, hg. von F. Bauer u. A., 1963, und bei 


Nelson „Sexualstrafrecht in Schweden" in „Modell- 
fall Skandinavien?" (rororo Sexologie Bd. 8027/8028, 
1970, S. 259 ff.). 

a) Schweden 

Die Zahl der legalen Schwangerschaftsunterbrechun- 
gen betrug 1945: 1623, 1951: 6328, 1955: 4560, 1960: 
2792, 1965: 6226, 1967: 9593, 1968 ca. 10 050 und 
1969 ca. 14 000. Nach Pressemeldungen (Dagens Ny- 
heter vom 11. November 1970) wird für 1970 eine 
Zahl von 17 000 Unterbrechungen erwartet. Im Jahre 
1967 verteilten sich die Indikationen wie folgt: 


Krankheit der Frau: 12 ®/o 

Schwäche und vermutete 
Schwäche der Frau: 86 ®/o 

eugenisch -kindliche Indikation: 0,7 ®/o 
ethische Indikation: 0,8 ®/o 


(vgl. Nelson a.a.O., S. 262). Im Jahre 1959 standen 
dagegen 1064 Krankheitsfällen 1450 Schwächefälle 
und 58 Fälle der eugenischen Indikation gegenüber. 
Ferner wurden damals 87 Fälle der ethischen Indi- 
kation registriert, wovon 75 Fälle auf Unzucht mit 
Mädchen unter 15 Jahren entfielen (Simson S. 210). 
Neuere Angaben über die Zahl der illegalen Aborte 
sind nur in geringem Umfang verfügbar (vgl. z. B. 
die Schätzung bei Nelson: über 10 000; ferner Inter- 
nationale Abortsituation S. 104). In den fünfziger 
Jahren wurde berichtet, daß mit der Zunahme der 
legalen Aborte zugleich die Zahl der illegalen ge- 
wachsen (Klintskog, Archiv für Gynäkologie Bd. 180, 
1951, S. 342 f.) oder zumindest konstant geblieben 
sei (Sjövall, ebenda S. 324). Diese Ansicht war in 
Schweden sehr umstritten (vgl. Inghe in: Inter- 
nationale Abortsituation, S. 104); schon die offizielle 
schwedische Denkschrift „Abortfrägan" von 1953 
nahm für die Jahre 1947-1949 einen Rückgang der 
illegalen Aborte an (S. 43 f., 234). In den letzten 
Jahren sind entsprechende Berichte aus Schweden 
nicht mehr bekanntgeworden. Die Zahl der Ge- 
burten betrug 1965: 122 806 und 1969 ca. 106 000. 

Im Jahre 1965 ist eine amtliche Kommission zur 
Überprüfung der Abtreibungsvorscfariften einge- 
setzt worden; ihr Bericht wird für die nächste Zeit 
erwartet. 

b) Norwegen 

Nach der 1964 in Kraft getretenen Rechts änderung 
des Jahres 1960 hat sich die Zahl der genehmigten 
Schwangerschaftsunterbrechungen wie folgt ent- 
wickelt: 1964: 2662; 1965: 3455; 1966: 4537. 

c) Dänemark 

Die Zahl der Genehmigungen von Schwangerschafts- 
unterbrechungen wird im folgenden nach Zeitspan- 
nen angegeben, die jeweils vom 1. Juli bis zum 
30. Juni des folgenden Jahres rechnen: 


1955/56 

4237 

1960/61 

3719 

1965/66 

5341 

1966/67 

5826 

1967/68 

6124. 
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Während der ersten drei Monate nach dem Inkraft- 
treten des neuen Gesetzes von 1969 (1. April 1970) 
sind 1693 Genehmigungen erteilt worden; dies ent- 
spricht einem Jahreswert, der nicht wesentlich über 
demjenigen von 1967/68 liegt. Die Zahl der illegalen 
Unterbrechungen wurde für 1960 auf maximal 15 000 
bis 16 000 und minimal 5000 bis 6000 geschätzt; für 
1950 wurde die entsprechende Zahl mit 12 000 bis 
13 000 angegeben (dänische Denkschrift S. 41). Die 
jährliche Geburtenzahl lag in den Jahren von 1960 
bis 1967 zwischen 76 000 und 88 000. Die Zahl der 
hospitalisierten Aborte abzüglich der legalen ist 
von 1950 bis 1965 - gerechnet auf 1000 Geburten - 
von 159 auf 129 gesunken (Denkschrift S. 40). 

d) Finnland 

Die Zahl der legalen Schwangerschaftsunterbrechun- 
gen betrug 1955: 3659, 1960: 6248 und 1966: 5178. 
Nach einer Mitteilung aus dem Jahre 1960 (Inter- 
nationale Abortsituation S. 68) sollen die illegalen 
Abtreibungen seit 1956 in dem Maße abgenommen 
haben, wie die legalen Zunahmen; die Gesamtzahl 
der Unterbrechungen soll sich demnach in einem 
konstanten Verhältnis zu der Zahl der Schwanger- 
schaften halten. 


3, Großbritannien 

Vom Inkrafttreten des Abortion Act 1967 (28. April 
1968) bis zum 3. März 1970 sind 87 993 legale 
Schwangerschaftsunterbrechungen registriert wor- 
den. Für das Kalenderjahr 1969 betrug die Zahl 
54154; für 1970 belief sie sich auf 83 851. Die Zahl 
der Geburten je 1000 Einwohner betrug 1967; 17,2, 
1968: 16,9 und in den Jahren 1969 und 1970: 16,3. 
Vor dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes wurde 
geschätzt, daß die jährliche Zahl illegaler Abtrei- 
bungen zwischen 45 000 und 60 000 liege (Inter- 
nationale Abortsituation S. 74); nach anderen 
Schätzungen soll sie 100 000 betragen haben. Nach 
Mitteilung des Generalsekretärs eines britischen 
Ärzteverbandes sind im Notdienst der Londoner 
Krankenhäuser im ersten Vierteljahr 1966 1360 
Frauen, im ersten Vierteljahr 1969 dagegen 870 
Frauen wegen Komplikationen nach illegalen Ab- 
orten eingeliefert worden (Sieveking, Deutsches 
Ärzteblatt 1969 S. 2620). Insgesamt ist die Zeit seit 
dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes noch zu kurz, 
um zuverlässige Angaben über die Entwicklung und 
Art der illegalen Abtreibungskriminalität zu er- 
halten. 

Das Gesetz von 1967 war inzwischen mehrfach 
Gegenstand von Erörterungen im britischen Parla- 
ment. Ein von dem Abgeordneten Irvine einge- 
brachter, von der British Medical Association und 
dem Royal College of Obstetrics and Gynecologists 
unterstützter Entwurf eines Änderungsgesetzes 
wurde am 13. Februar 1970 vom Unterhaus abge- 
lehnt. Der Entwurf sah u. a. vor, daß der Eingriff 
nur noch im Rahmen des staatlichen Gesundheits- 
dienstes oder durch einen hierfür behördlich beson- 
ders zugelassenen Arzt vorgenommen werden sollte. 


4. USA 

Aus den Einzelstaaten, die in den letzten Jahren 
den Katalog der zugelassenen Indikationen erwei- 
tert haben, sind bisher nur vereinzelt Zahlen be- 
kanntgeworden. So hat in Colorado die Zahl der 
legalen Unterbrechungen im Jahre 1968 476 be- 
tragen. Die Zeit seit dem Inkrafttreten der weiter- 
gehenden Gesetze von New York, Hawai und 
Alaska ist noch zu kurz, als daß zuverlässige Er- 
fahrungsberichte über die Auswirkungen gegeben 
werden könnten. Nach Presseberichten sind in New 
York vom Inkrafttreten des neuen Gesetzes (1. Juli 
1970) bis Ende 1970 69 000 legale Unterbrechungen 
vorgenommen worden. 


5. Japan 

Nach einer offiziellen Veröffentlichung aus dem 
Jahre 1965 sind in den Jahren 1953 bis 1962 jähr- 
lich zwischen 900 000 und 1 200 000 legale Unter- 
brechungen registriert worden (vgl. Simson-Geerds 
S. 113); 1965 hat die Zahl 843248 betragen (Harm- 
sen, Gesundheitsfürsorge, Gesundheitsvorsorge 
Bd. 17, 1967, S. 175). 


9. Wie ist der Reditszustand in den einzelnen 
Ländern, in denen die Abtreibung teilweise 
legalisiert worden ist, und wie ist in diesen ein- 
zelnen Ländern jeweils die Entwicklung seither 
verlaufen? 

Eine genaue rechtsvergleichende Darlegung würde 
den Rahmen der Antwort auf eine Kleine Anfrage 
sprengen. Die zuverlässigste, allerdings im Hin- 
blick auf Bulgarien, Dänemark und zum Teil auch 
auf die USA durch neuere Regelungen überholte 
Darstellung findet sich bei Simson-Geerds, Straftaten 
gegen die Person und Sittlichkeitsdelikte in rechts- 
vergleichender Sicht, 1969, S. 81 bis 151. 


1. Ost- und Südosteuropa und DDR 

In der Sowjetunion ist durch Dekrete vom 5. August 
1954 und vom 23. November 1955 die Strafbarkeit 
der Abtreibung grundsätzlich aufgehoben worden. 
Der Eingriff muß in einem Krankenhaus vorgenom- 
men werden und soll während der ersten zwölf 
Schwangerschaftswochen stattfinden. Es gibt keine 
Gutachterstellen. 

Auch in Polen besteht seit einer Verordnung vom 
19. Dezember 1959 keine Gutachterstelle. Doch darf 
der Arzt den Eingriff hier nur vornehmen, wenn 
die materiellen Voraussetzungen des Gesetzes vom 
27. April 1956 erfüllt sind. Danach ist die Schwan- 
gerschaftsunterbrechung in den Fällen der medizi- 
nischen und ethischen Indikation sowie bei „schwie- 
rigen Lebensbedingungen der Frau" gerechtfertigt. 
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Der Begriff der schwierigen Lebensbedingungen 
wird weit ausgelegt. Verfahrensmäßig reicht es aus, 
daß die Frau eine entsprechende Erklärung über 
ihre Lebensverhältnisse abgibt und daß der Arzt 
daraufhin die Zulässigkeit des Eingriffs attestiert. 

In Ungarn darf die Schwangerschaft auf Grund einer 
Verordnung vom 24. Juni 1959 in einem Kranken- 
haus unterbrochen werden, wenn die Voraussetzun- 
gen der medizinischen oder eugenischen Indikation 
vorliegen, wenn „zu billigende persönliche oder 
familiäre Gründe" die Unterbrechung rechtfertigen 
oder wenn die Antragstellerin den Eingriff trotz 
Aufklärung über das gesundheitliche Risiko 
wünscht. Die zuletzt genannte Klausel bedingt, daß 
die vorhandenen Gutachterstellen de facto nur ein 
Beratungsorgan sind. 

In der Tschechoslowakei ist die mit dem Gesetz vom 
19. Dezember 1957 erfolgte Freigabe der Abtrei- 
bung durch Dekrete vom 13. September 1961 und 
21. Dezember 1962 formell eingeschränkt worden. 
Die Unterbrechung ist nunmehr aus gesundheit- 
lichen oder „anderen besonders berücfcsichtigungs- 
würdigen Gründen" gestattet. Als besonders be- 
rücksichtigungswürdige Gründe nennen die Dekrete 
„namentlich" das fortgeschrittene Alter der Frau, 
wenigstens drei lebende Kinder, Tod oder Invalidi- 
tät des Ehemanns, die Bedrohung des Lebensniveaus 
der Familie, sofern die wirtschaftliche Verantwor- 
tung überwiegend bei der Schwangeren liegt, sowie 
schließlich die schwierige Lage einer Unverheirate- 
ten. Außerdem wird die Schwängerung im Wege 
der Notzucht oder einer sonstigen Straftat genannt. 
Die Voraussetzungen für den Eingriff, der in dem 
örtlich zuständigen Krankenhaus vorzunehmen ist, 
müssen von einer dort bestellten Gutachterstelle 
geprüft werden. Außer in den Fällen der medizini- 
schen und eugenischen Indikation darf der Eingriff 
nur in den ersten drei Schwangerschaftsmonaten 
vorgenommen werden. 

In Jugoslawien ist die Schwangerschaftsunterbre- 
chung auf Grund der Verordnung vom 16. Februar 
1960 in den Fällen der medizinischen, eugenischen 
und ethischen Indikation sowie dann zulässig, wenn 
„Gründe dafür sprechen, daß die Schwangere durch 
die Geburt in eine schwere persönliche, familiäre 
oder wirtschaftliche Lage gerät, die anders nicht 
abgewendet werden kann". 

Nur in den Fällen der medizinischen und eugeni- 
schen Indikation darf der Eingriff nach dem dritten 
Schwangerschaftsmonat erfolgen. Es bestehen Gut- 
achterstellen, die bei den Krankenhäusern, in denen 
der Eingriff erfolgen muß, eingerichtet sind. 

In Rumänien war auf Grund eines Dekrets vom 
30. September 1957 die Schwangerschaftsunterbre- 
chung, sofern sie in einem medizinischen Institut 
des Staates stattfand, völlig freigegeben worden. 
Die Eingriffe wurden meist ambulant vorgenom- 
men. Das Dekret vom 29. September 1966 schränkte 
die Voraussetzungen für die Schwangerschaftsunter- 
brechung erheblich ein. Abgesehen von den Fällen 
der medizinischen, eugenischen und ethischen Indi- 


kation ist eine Schwangerschaftsunterbrechung nur 
noch zulässig, wenn die Schwangere 45 Jahre alt 
ist, bereits vier Kinder zu versorgen hat oder an 
einer schweren körperlichen oder psychischen Be- 
hinderung leidet; der Eingriff ist grundsätzlich nur 
innerhalb der ersten drei Monate zulässig und setzt 
die Genehmigung einer Gutachterstelle voraus. Die 
Rechtsänderung von 1966 wurde offiziell mit be- 
völkerungspolitischen und gesundheitlichen Grün- 
den motiviert. Nach der dänischen Denkschrift 
(S. 185), die u. a. auf einer Studienreise der däni- 
schen Kommission nach Rumänien beruht, führte 
auch die Sorge um die Einstellung der Jugend zu 
Sexualität und Familie zu der Rechtsänderung; u. a. 
sollte den Abtreibungen bei 13- bis 14jährigen 
Mädchen entgegengetreten werden. 

In Bulgarien war durch Erlaß vom 5. April 1956 die 
Strafbarkeit der in einer Einrichtung der Gesund- 
heitspflege vorgenommenen Schwangerschaftsunter- 
brechung aufgehoben worden; Voraussetzung für 
die Zulässigkeit des Eingriffs war nur, daß die 
Schwangerschaft noch nicht drei Monate alt war und 
daß die Frau eine Beratungsstelle aufgesucht hatte. 
Im Jahre 1968 wurde die Sdiwangerschaftsunter- 
brechung ~ abgesehen von ernsten Fällen der medi- 
zinischen Indikation - für kinderlose Frauen ver- 
boten. Bei Frauen mit einem Kind oder zwei Kin- 
dern ist der Eingriff nach Genehmigung durch eine 
Gutachterstelle aus medizinischen oder sozialen 
Gründen zulässig. Frauen über 45 Jahren sowie 
Frauen mit mindestens drei Kindern können den 
Eingriff ohne Beteiligung der Gutachterstelle wei- 
terhin vornehmen lassen (vgl. Instruktion des Ge- 
sundheitsministeriums vom 16. Februar 1968). 

In der DDR ist nach dem Gesetz vom 27. September 
1950 die Schwangerschaftsunterbrechung nur bei 
medizinischer oder eugenischer Indikation zulässig. 
Doch ist der in der gesetzlichen Umschreibung der 
medizinischen Indikation benutzte Begriff der Ge- 
sundheit durch eine am 22. Oktober 1965 bekannt- 
gemachte Instruktion des Ministeriums für Gesund- 
heitswesen neu interpretiert worden. Nach dieser 
Instruktion soll die Genehmigung unter Berücksich- 
tigung der Lebenssituation der Schwangeren u. a. 
erteilt werden, wenn die Schwangere 

a) mindestens im 40. Lebensjahr steht oder noch 
nicht 16 Jahre alt ist, 

b) schon vier Kinder mit einem durchschnittlichen 
Geburtenabstand von weniger als 15 Monaten 
geboren hat und zu der neuen Schwangerschaft 
nicht später als sechs Monate nach der letzten 
Geburt gekommen ist, 

c) allein oder mit ihrem Ehemann für fünf oder 
mehr Kinder sorgeberechtigt ist oder 

d) durch eine verbrecherische Handlung geschwän- 
gert worden ist. 

Neben der eugenischen wird nunmehr auch die 
kindliche Indikation gebilligt. Grundsätzlich soll 
die Schwangerschaftsunterbrechung nur bis zur 
12. Woche vorgenommen werden. Die Selbstabtrei- 
bung ist in der DDR seit 1968 nicht mehr strafbar. 
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2. Skandinavien 

a) Schweden 

Das Gesetz vom 17. Juni 1938 bezeichnet als Vor- 
aussetzungen für die medizinische Indikation neben 
Krankheiten und Körperfehlern auch die gegen- 
wärtige „Schwäche". Es läßt außer der medizini- 
schen und eugenischen Indikation auch die ethische 
(humanitäre) Indikation zu; sie liegt vor, wenn die 
Schwangerschaft auf einer strafbaren Verletzung 
der geschlechtlichen Freiheit (u. a. Unzucht mit Mäd- 
chen unter 15 Jahren) beruht. Eine Erweiterung 
brachte das Gesetz vom 17. Mai 1946: Es ließ den 
Eingriff auch zu, wenn unter Berücksichtigung der 
Lebensverhältnisse und sonstiger Umstände ange- 
nommen werden kann, daß die körperlichen und 
seelischen Kräfte der Frau durch Geburt und Auf- 
zucht des Kindes ernstlich herabgesetzt werden 
würden (Indikation der künftigen Schwäche). Durch 
das Gesetz vom 5. Oktober 1963 ist schließlich auch 
die kindliche Indikation (Schädigung des Embryos) 
aufgenommen worden. Der Eingriff bedarf grund- 
sätzlich behördlicher Erlaubnis; unter bestimmten 
Voraussetzungen reicht das Gutachten zweier Ärzte 
aus. Wegen der Reform des schwedischen Rechtes 
ist auf die Bemerkungen zur Frage 8 zu verweisen. 

b) Norwegen 

Auf Grund des am 1. Februar 1964 in Kraft getre- 
tenen Gesetzes vom 11. November 1960 ist die medi- 
zinische, eugenisch-kindliche und ethische Indikation 
zugelassen. Bei der Feststellung der medizinischen 
Indikation sind die Lebensumstände zu berücksich- 
tigen. Zur ethischen Indikation rechnen die Fälle, 
in denen die Schwangerschaft auf einer Straftat 
gegen die sexuelle Freiheit oder Inzest beruht; fer- 
ner wird hierher der Fall gerechnet, daß die Schwan- 
gere geisteskrank ist oder besonders geringe gei- 
stige Fähigkeiten besitzt. Die Schwangerschafts- 
unterbrechung muß von einem beim Krankenhaus 
errichteten Ausschuß genehmigt und in der Regel 
während der ersten drei Monate durchgeführt 
werden. 

d) Finnland 

Nach einem Gesetz vom 17. Februar 1950 war die 
Schwangerschaftsunterbrechung aus medizinischer, 
ethischer und eugenischer Indikation zugelassen. 
Nach dem Gesetz vom 24. März 1970 ist sie außer- 
dem zulässig, wenn 

1. Geburt oder Aufzucht des Kindes angesichts der 
Lebensverhältnisse der Frau und ihrer Familie 
sowie der sonstigen Umstände in erheblichem 
Maße drückend sein würden, 

2. die Frau zur Zeit der Schwängerung unter 17 
oder über 40 Jahre alt war oder schon drei Kin- 
der geboren hatte, 

3. eine Krankheit oder Störung der Geisteskräfte 
eines Elternteils oder ähnliche Gründe die Fähig- 
keit zur Kindererziehung wesentlich beeinträch- 
tigen oder 


4. die Geburt eines seelisch oder körperlich geschä- 
digten Kindes zu befürchten ist. 

Der Eingriff wird - abgesehen von den vorstehend 
zu 2. genannten Fällen - auf Grund eines Gutach- 
tens zweier Ärzte durchgeführt, von denen einer 
eine besondere Zulassung der Gesundheitsbehörde 
besitzen muß; unter bestimmten Voraussetzungen, 
insbesondere bei der eugenisch-kindlichen Indika- 
tion, muß der Eingriff von der Gesundheitsbehörde 
genehmigt werden. Außer in den Fällen der medizi- 
nischen Indikation soll der Eingriff bis zur 16. Woche 
vorgenommen werden; ausnahmweise kann die Ge- 
sundheitsbehörde die Frist bis zur 20. Woche ver- 
längern. 

e) Dänemark 

Nach dem Gesetz vom 23. Juni 1956 war die Schwan- 
gerschaftsunterbrechung aus medizinischer, ethischer 
und eugenisch-kindlicher Indikation zugelassen; sie 
durfte auch vorgenommen werden, wenn die Frau 
infolge körperlicher oder sonstiger Beeinträchtigung 
ungeeignet erschien, für das Kind zu sorgen. Seit 
dem 1, April 1970 gilt das neue Gesetz über Schwan- 
gerschaftsunterbrechungen vom 24. März 1970. 

Das neue Gesetz unterscheidet zwischen den 
Schwangerschaftsunterbrechungen mit und ohne Ge- 
nehmigung. Einer besonderen Genehmigung für die 
Unterbrechung bedarf es nicht, wenn die rein medi- 
zinische Indikation gegeben ist oder wenn die Frau 
38 Jahre alt ist oder mindestens vier Kinder geboren 
hat, die bei ihr wohnen und noch nicht 18 Jahre 
alt sind. Mit der erforderlichen Genehmigung kann 
die Schwangerschaft in den Fällen der eugenisch- 
kindlichen sowie der ethischen Indikation (nach Not- 
zucht, Schändung, Mißbrauch Abhängiger, Erschlei- 
chung des außerehelichen Beischlafs, Beischlaf mit 
Personen unter 15 Jahren, Inzest) unterbrochen wer- 
den. Eine Schwangerschaftsunterbrechung mit Ge- 
nehmigung kann ferner erfolgen, wenn die Gefahr 
besteht, daß 

a) die Gesundheit der Frau beeinträchtigt wird, wo- 
bei auch eine gegenwärtige oder künftige phy- 
sische oder psychische Schwäche der Frau und 
ihre Lebens Verhältnisse zu berücksichtigen sind; 

b) die Frau aufgrund Leidens oder schwacher Be- 
gabung oder wegen Jugend oder Unreife nicht 
in der Lage ist, richtig für das Kind zu sorgen 
oder 

c) „die Schwangerschaft, die Geburt oder die Sorge 
für das Kind eine ernste Belastung der Frau mit 
sich bringen wird, welche nicht auf andere Weise 
abgewendet werden kann, so daß es mit Rück- 
sicht auf die Frau, die Aufrechterhaltung des 
Heims oder die Sorge für die übrigen Kinder der 
Familie für geboten erachtet werden muß, daß 
die Schwangerschaft unterbrochen wird; bei der 
Entscheidung werden das Alter der Frau, ihre 
Arbeitsbelastung und ihre persönlichen Verhält- 
nisse im übrigen sowie die wohnungsmäßigen, 
wirtschaftlichen und gesundheitlichen Verhält- 
nisse der Familie berücksichtigt." 
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3. England 

Während in Großbritannien vorher nur die medizi- 
nische Indikation anerkannt war, hat der am 27. Ok- 
tober 1967 verkündete und sechs Monate später in 
Kraft getretene Abortion Act 1967 die Schwanger- 
schaftsunterbrechung erleichtert. Das Gesetz läßt die 
von einem Arzt vorgenommene Schwangerschafts- 
unterbrechung zu, wenn eine eugenisch-kindliche 
Indikation vorliegt oder wenn „die Fortdauer der 
Schwangerschaft eine Lebensgefahr für die Schwan- 
gere oder die Gefahr einer Schädigung der körper- 
lichen oder geistigen Gesundheit der Schwangeren 
oder vorhandener Kinder ihrer Familie mit sich 
bringen würde, die größer wäre, als wenn die 
Schwangerschaft unterbrochen würde.“ Bei der Ent- 
scheidung, ob diese Voraussetzungen vorliegen, 
sind nach dem Gesetz die gegenwärtigen und für die 
Zukunft zu erwartenden Lebensumstände (environ- 
ment) der Schwangeren zu berücksichtigen. Es be- 
steht keine amtliche Gutachterstelle. Vielmehr brau- 
chen nur zwei Ärzte die gutachtliche Äußerung ab- 
zugeben, daß die gesetzlichen Voraussetzungen für 
den Eingriff vorliegen; der Eingriff muß in einem 
Krankenhaus des staatlichen Gesundheitsdienstes 
oder in einer anderen für diesen Zweck zugelasse- 
nen Einrichtung vorgenommen werden. 

Der ausführende Arzt muß den erfolgten Eingriff 
der Behörde mitteilen. 


4. USA 

Im Recht der Einzelstaaten war bis vor kurzem nur 
die medizinische Indikation anerkannt. Sie wurde 
eng ausgelegt, zum Teil auf Fälle der Lebensgefahr 
beschränkt. Der im Jahre 1962 vom American Law 
Institute vorgelegte nichtamtliche Entwurf eines 
Musterstrafgesetzbuches schlug die Auflockerung 
der medizinischen Indikation im Sinne einer Berück- 
sichtigung auch der psychischen Gesundheit sowie 
die Anerkennung der eugenisch-kindlichen und der 
ethischen Indikation vor: die ethische Indikation 


soll nach diesem Vorschlag u. a. gegeben sein, wenn 
die Schwängerung anläßlich eines unerlaubten Ver- 
kehrs mit einem Mädchen unter sechzehn Jahren 
stattgefunden hat. Die Vorschläge des Musterstraf- 
gesetzbuches sind seit 1967 von mehreren Einzel- 
staaten (u. a. Colorado, Delaware, Georgia, Kalifor- 
nien, Kansas, Maryland, New Mexico und Oregon) 
in verschieden weitem Umfang übernommen 
worden. 

Eine völlig abweichende Regelung sieht das Gesetz 
des Staates New York vom 11. April 1970 vor, das 
am 1. Juli 1970 in Kraft getreten ist. Danach ist die 
Schwangerschaftsunterbrechung rechtmäßig, wenn 
ein Arzt sie innerhalb von 24 Wochen seit dem Be- 
ginn der Schwangerschaft vornimmt; sie ist ferner 
unabhängig von der zeitlichen Begrenzung zulässig, 
wenn der Arzt Grund zu der Annahme hat, daß der 
Eingriff notwendig ist, um das Leben der Schwan- 
geren zu retten. 

Eine gleichartige Regelung war bereits am 11. März 
1970 für Hawai erlassen worden (Zulässigkeit der 
ärztlichen Schwangerschaftsunterbrechung in einem 
anerkannten Krankenhaus, solange die Leibesfrucht 
„non viable" ist; Erfordernis eines mindestens neun- 
zigtägigen Aufenthaltes der Schwangeren in Hawai 
vor dem Eingriff). Eine vergleichbare Regelung fin- 
det sich seit dem Jahre 1970 ferner in Alaska. 


5. Japan 

Rechtsgrundlage für den Eingriff ist das Gesetz über 
die Volkshygiene von 1948, das die medizinische, 
eugenische und ethische Indikation vorsieht; die 
medizinische Indikation wird nach diesem Gesetz 
auch dann angenommen, wenn die wirtschaftlichen 
Umstände der Frau ihre Gesundheit ernstlich gefähr- 
den können. Seit 1952 gibt es keine Gutachterstelle 
mehr. Die Zulässigkeit der Schwangerschaftsunter- 
brechung wird von einem örtlichen, hierzu ausdrück- 
lich bestellten Arzt aufgrund der Angaben der Frau 
bescheinigt. 
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